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HAFTUNG Eine Initiative von 

Johann Schneider-Ammann will, 

dass Manager mit ihrem privaten 

Vermögen für Fehlentscheide 

haften. Headhunter befürchten, 

dass sich Führungskräfte die 

zusätzliche Verantwortung teuer 

bezahlen lassen werden.

SYNES ERNST

D ie Schweizerische Volkspartei 
schlägt Alarm. Wenn das Ansin-
nen durchkomme, #nde man kei-

ne Leute mehr für Führungspositionen. So  
argumentieren die SVP-Vertreter in der 
Wirtschaftskommission des Nationalrats. 
Diese befasst sich Anfang November mit 
einer parlamentarischen Initiative, die  Jo-
hann Schneider-Ammann eingereicht 
hatte – bevor er zum Bundesrat gewählt 
worden ist. Er fordert, dass Manager von 
systemrelevanten Unternehmen privat für 
die Folgen ihrer Fehler haften müssen, so-
fern diese vom Staat vor dem Konkurs ge-
rettet werden müssen.

Was die SVP befürchtet, dürfte jedoch 
nicht eintreten. «Eine solche private Haf-
tung könne in gewissen Fällen durchaus 
abschreckend wirken. Die fähigen und 
verantwortungsbewussten Leader aber 
lassen sich davon nicht verunsichern», 
sagt Philippe Hertig vom Kadervermittler 
Egon Zehnder International. Selbst wenn 
neue Regelungen eingeführt würden, hät-
ten diese keinen «signi#kanten» Ein&uss 
auf die Besetzung oberster Führungsposi-
tionen. «Hingegen wird die Bedeutung ei-
ner verantwortungsbewussten und pro-
fessionellen Evaluierung von obersten 
Führungskräften noch stärker bewusst.»

Ähnlich argumentiert (omas A. Bi-
land. Der Inhaber eines auf Rekrutierung 

von obersten Führungskräften speziali-
sierten Unternehmens sagt: «Der Top-Ma-
nager glaubt ohnehin nicht an sein Schei-
tern, sondern ist in der  Regel von seinem 
Können sehr überzeugt.» Das habe sich in 
der aktuellen Krise nicht geändert. 

Allerdings befürchtet Biland einen un-
erwünschten E)ekt: «Vermutlich werden 
sich die Führungskräfte das Risiko teuer 
oder noch teurer bezahlen lassen, was der 
aktuellen Diskussion um Lohn und Boni 
entgegenlaufen wird.» Um dieser Entwick-
lung entgegenzuwirken, braucht es nach 
Biland eine grundlegende Veränderung 
der Managementkultur nach angelsäch-
sischem Vorbild. «Dazu aber,» so resü-
miert Biland, «muss der Gesetzgeber end-
lich o)ensichtlich überforderte und fahr-
lässig handelnde Manager vermehrt zur 
Rechenschaft ziehen.» 

Asymmetrische Anreize ausmerzen
Schneider-Ammann hatte seinen Vor-

stoss im Dezember 2008 auf dem Höhe-
punkt der Finanzkrise eingereicht. Zwei 

Monate zuvor hatte die Schweiz die schlin-
gernde Grossbank UBS mit einem milliar-
denschweren Paket gerettet. Es müsse ver-
hindert werden, schrieb der FDP-Natio-
nalrat und Unternehmer, «dass der Staat 
mittels einer Rettungsmassnahme für ei-
nen möglichen Schaden aufkommt, der 

aufgrund asymmetrischer Anreizstruk-
turen durch die obersten Führungsgre-
mien zu verantworten ist». 

Was unter «asymmetrischen Anreiz-
strukturen» zu verstehen ist, deutschte 
Konrad Hummler, unbeschränkt haftender 
geschäftsführender Teilhaber der St. Galler 
Privatbank Wegelin & Co., in einem NZZ-
Artikel aus. In diesem verteidigte er Schnei-
der-Ammanns Vorstoss. Asymmetrie sei 

dort vorhanden, wo Leistung und Entschä-
digung wegen hoher Boni-Zahlungen 
nicht mehr im Gleichgewicht seien. 

Als Extrembeispiel nannte der Banker 
die UBS, wo «eine Optimierung der Eigen-
interessen des obersten Managements 
stattgefunden» habe. Die Symmetrie kön-
ne am besten erreicht werden, «indem 
teilweise die Mechanismen wieder einge-
führt werden, die bei personenbezogenen 
Eigentümerstrukturen vorliegen und die-
se charakterisieren, nämlich die persön-
liche Haftung der Entscheidungsträger».

«Konservative Werte zählen wieder»
Für Privatbankiers ist diese persönliche 

Haftung gerade in der Finanzmarktkrise 
ein wichtiger Trumpf. So sagte Jacques de 
Saussure, Teilhaber bei der Genfer Privat-
bank Pictet, in einem Interview in «Private 
Banking», heute würden wieder die kon-
servativen Werte zählen und die Kunden 
kämen zu seiner Bank, weil die Eigentü-
mer für ihre Entscheide die persönliche 
Verantwortung trügen. De Saussure: «Als 
mich in der Krise verunsicherte Kunden 
fragten, ob ihr Geld bei uns sicher sei, ant-
wortete ich ihnen: ‹Bevor Sie einen Rap-
pen verlieren würden, wäre ich persönlich 
schon lange ruiniert.›» 

Ob solche Werte Grundlage für neue 
Haftungsregeln für Manager sein werden, 
ist allerdings ziemlich ungewiss. Denn die 
parlamentarische Initiative wird von di-
versen Seiten bemängelt (siehe nebenste-
henden Kasten). FDP-Fraktionspräsiden-
tin Gabi Huber räumt ein, dass man über 
die Umsetzung noch diskutieren müsse – 
wie bei jedem Vorstoss dieser Art. «Aber 
wir wollen am Begehren festhalten. Nicht 
zuletzt macht die FDP auch deshalb wei-
ter, weil es eine Alternative darstellt zur 
allgemeinen Kritik, dass die UBS aus juris-
tisch verständlichen Gründen keine Klage 
gegen ihre ehemaligen Führungsverant-
wortlichen einreicht.»

Manager sollen für Fehler zahlen

Johann Schneider-Ammann und Konrad Hummler: Manager in die Pflicht nehmen.
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Trotz Kritik von SVP, CVP und 

Economiesuisse will die FDP  

an Schneider-Ammanns  

Vorstoss festhalten.

DIE INITIATIVE

Swisscom, SBB 
und Post im Visier

Systemrelevanz Die parlamentarische 
Initiative Schneider-Ammann lässt offen, 
wen sie zu den «systemrelevanten» 
 Unternehmen zählt. Es seien dies «insbe-
sondere konzessionspflichtige Unterneh-
men, beispielsweise aus dem Transport-, 
Kommunikations-, Energie- oder Roh-
stoffbereich, sowie Unternehmen, die 
 einer Bewilligungspflicht unterstehen, 
zum Beispiel aus dem Finanzdienstlei-
stungs- oder Gesundheitswesen». Be-
troffen wären also auch Manager von 
Swisscom, Post und SBB. 

Kritik Der Kreis der betroffenen Unter-
nehmen werde in der Initiative zu weit 
gezogen, kritisiert Urs Furrer, Leiter 
 Finanz- und Steuerpolitik beim Wirt-
schaftsdachverband Economiesuisse. Die 
«Too big to fail»-Expertengruppe des 
Bundes habe festgestellt, dass das Krite-
rium der Systemrelevanz nur auf die bei-
den Grossbanken UBS und Credit Suisse 
zutreffe. Diese Gruppe habe eine «aus-
gewogene» Mischung von Massnahmen 
ausgearbeitet, die dafür sorgen sollen, 
dass der Staat gar nicht erst als Retter in 
Erscheinung treten müsse. 

Parteien Die FDP-Mitglieder in der Wirt-
schaftskommission des Nationalrats un-
terstützen die Initiative. Entsprechende 
Signale kommen auch von SP und Grü-
nen. Die SVP lehnt die Forderungen ab, 
während die CVP Probleme damit hat, 
dass eine Art Kausalhaftung für Manager 
eingeführt werden soll. Anstelle der Ini-
tiative schlägt sie vor, das Aktienrecht, 
das derzeit revidiert wird, mit griffigeren 
Klagemöglichkeiten auszustatten. 


